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Qualitätssicherung  

Corona-Pandemie: Ausnahmen bei der Quali-
tätssicherung für Kliniken werden verlängert   
Berlin, 1. April 2021 – Die seit einigen Wochen steigende Anzahl von 
Menschen, die sich mit dem SARS-CoV2-Virus infiziert haben, belastet 
die Krankenhäuser erneut. Um das Klinikpersonal auch in der dritten 
Welle der Corona-Pandemie dabei zu unterstützen, sich in der Ausnah-
mesituation ganz auf die Patientenversorgung zu konzentrieren, hat der 
Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) eine Reihe von Ausnahmerege-
lungen im Bereich der Qualitätsanforderungen bis zum 30. September 
2021 verlängert. Damit werden beispielsweise Dokumentations- und 
Nachweispflichten ausgesetzt. Bis zum 30. Juni 2021 wird es auch keine 
Kontrollen im Sinne der MD-Qualitätskontroll-Richtlinie des G-BA durch 
den Medizinischen Dienst in Krankenhäusern geben. Spätestens zwei 
Wochen vor dem Auslaufen der Verlängerungen, also Mitte Juni sowie 
Mitte September 2021, wird der G-BA über eine mögliche weitere Ver-
längerung entscheiden und dabei die dann aktuelle Versorgungssitua-
tion berücksichtigen. 

Betroffen vom aktuellen Beschluss sind folgende Richtlinien: 

• Qualitätssicherungs-Richtlinie Früh- und Reifgeborene (QFR-RL) 
• Richtlinie zu minimalinvasiven Herzklappeninterventionen (MHI-

RL) 
• Qualitätssicherungs-Richtlinie zum Bauchaortenaneurysma 

(QBAA-RL) 
• Richtlinie zur Kinderherzchirurgie (KiHe-RL)  
• Richtlinie zur Kinderonkologie (KiOn-RL) 
• MD-Qualitätskontroll-Richtlinie (MD-QK-RL) 

Die ersten fünf oben genannten Richtlinien sehen für die Krankenhäuser 
Personal-Mindestvorgaben für die Ausstattung und den Einsatz von Pfle-
gefachkräften vor. Durch die Corona-Pandemie erscheint es möglich, 
dass Krankenhäuser trotz sorgfältiger Planung diese personellen Anfor-
derungen nicht mehr erfüllen können und dennoch Patientinnen und 
Patienten sofort versorgen müssen. Z. B. dann, wenn die Patientenzahl 
durch eine Corona-Infektion schnell stark steigt, Krankenhauspersonal 
krankheitsbedingt selbst ausfällt oder in Quarantäne ist und eine Verle-
gung der im Krankenhaus behandelten Patientinnen und Patienten nicht 
möglich oder medizinisch nicht vertretbar ist. Diesen Umständen will 
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  der G-BA mit seinen zeitlich befristeten Ausnahmen von der Qualitätssi-
cherung gerecht werden und den Krankenhäusern die Patientenversor-
gung erlauben, selbst wenn die Mindestvorgaben für Pflegefachkräfte 
unterschritten werden.  

Zeitliche Ausnahmen bei den Kontrollen des Medizinischen Dienstes 

Stichprobenbasierte Kontrollen, mit denen überprüft wird, ob die Kran-
kenhäuser die Qualitätsanforderungen einhalten, die jene Richtlinien 
betreffen, die zum Anwendungsbereich der MD-QK-RL gehören, finden 
nunmehr erst ab dem Kalenderjahr 2024 statt. Die Fristen für anlassbe-
zogene Qualitätskontrollen z. B. nach erstmalig erstellten Nachweisen 
der Krankenhäuser, dass sie bestehende Qualitätsanforderungen erfül-
len, werden um ein Jahr verschoben bzw. verlängert. Hierbei handelt es 
sich vor allem um Anforderungen an das Personal, die Organisation, die 
Infrastruktur, die Dokumentation oder technische Ausstattung, die sich 
aus anderen QS-Richtlinien ergeben. 

Der Beschluss tritt nach Nichtbeanstandung des Bundesministeriums für 
Gesundheit und Veröffentlichung im Bundesanzeiger rückwirkend zum 
1. April 2021 in Kraft. Den Antrag auf eine Verlängerung der Ausnah-
meregelungen stellten die Deutsche Krankenhausgesellschaft und der 
GKV-Spitzenverband. 

Sämtliche vom G-BA beschlossenen Sonderregelungen sind auf den In-
ternetseiten des G-BA unter folgendem Link zu finden: www.g-
ba.de/sonderregelungen-corona 

 
Der Gemeinsame Bundesausschuss (G-BA) ist das oberste Beschlussgremium der gemeinsamen Selbst-
verwaltung der Ärztinnen und Ärzte, Zahnärztinnen und Zahnärzte, Psychotherapeutinnen und Psycho-
therapeuten, Krankenhäuser und Krankenkassen in Deutschland. Er bestimmt in Form von Richtlinien 
den Leistungskatalog der gesetzlichen Krankenversicherung (GKV) für etwa 73 Millionen Versicherte. 
Der G-BA legt fest, welche Leistungen der medizinischen Versorgung von der GKV übernommen werden. 
Rechtsgrundlage für die Arbeit des G-BA ist das Fünfte Buch des Sozialgesetzbuches (SGB V). Entspre-
chend der Patientenbeteiligungsverordnung nehmen Patientenvertreterinnen und Patientenvertreter an 
den Beratungen des G-BA mitberatend teil und haben ein Antragsrecht. 

Den gesundheitspolitischen Rahmen der medizinischen Versorgung in Deutschland gibt das Parlament 
durch Gesetze vor. Aufgabe des G-BA ist es, innerhalb dieses Rahmens einheitliche Vorgaben für die kon-
krete Umsetzung in der Praxis zu beschließen. Die von ihm beschlossenen Richtlinien haben den Charak-
ter untergesetzlicher Normen und sind für alle Akteure der GKV bindend. 

Bei seinen Entscheidungen berücksichtigt der G-BA den allgemein anerkannten Stand der medizinischen 
Erkenntnisse und untersucht den diagnostischen oder therapeutischen Nutzen, die medizinische Not-
wendigkeit und die Wirtschaftlichkeit einer Leistung aus dem Pflichtkatalog der Krankenkassen. Zudem 
hat der G-BA weitere wichtige Aufgaben im Bereich des Qualitätsmanagements und der Qualitätssiche-
rung in der ambulanten und stationären Versorgung. 

Weitere Informationen finden Sie unter www.g-ba.de. 
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